
Linke Politik in der Pandemie?!
Teil 3: SPD und Linkspartei
In den ersten beiden Teilen
dieser Artikelreihe haben wir  uns zunächst  mit  den Gewerkschaften und
dann mit
der radikalen Linke auseinandergesetzt.
Zuletzt, wollen wir uns anschauen, was die beiden größten bürgerlichen
Arbeiter_Innenparteien im Parlament während der Corona-Zeit so getrieben
haben.

Mit „bürgerlichen
Arbeiter_Innenparteien“ meinen wir Parteien wie die SPD oder die Linke,
weil
sie im Parlament bürgerliche Politik, das heißt Politik im Interesse der
herrschenden  Kapitalist_Innenklasse  machen,  aber  gleichzeitig  aufgrund
ihrer
Tradition und sozialen Zusammensetzung eine starke Verbindung zur
Arbeiter_Innenklasse haben.

Das erste „Rettungspaket“
Um deren Politik einschätzen zu können sollten wir zunächst auf die Anfänge
des
Covid-19-Virus blicken, auch wenn der Ausbruch in Deutschland schon etwa
3
Monate her ist.  Das erste Paket an Maßnahmen wurde damals von einer
großen
Mehrheit im Bundestag verabschiedet. Es
beinhaltete  neben  mehreren  Billionen  Euro,  die  die  Unternehmen  quasi
geschenkt
bekamen, auch das sogenannte „Kurzarbeitergeld“, welches eine weitere
Mi l l ionensubvent ion  für  Unternehmen  bedeutete ,  da  d ie
Lebensunterhaltskosten
ihrer Angestellten nun aus Steuergeldern und nicht aus der Konzernkasse
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finanziert werden. Für alle anderen, die leider keine Produktionsmittel
besitzen, heißt es nun den Gürtel enger zu schnallen. Wer hier gerettet wird
und wer dafür zahlen soll ist eine eindeutige Klassenfrage: Die Armen zahlen,
damit  die  Reichen  gerettet  werden.  Die  Corona-Pandemie  hat  dabei  die
ohnehin
massive soziale Ungleichheit zusätzlich verstärkt. Zu dieser massiven
Umverteilung  von  Steuergeldern  zugunsten  der  Reichen  gab  es  wenig
Widerspruch
von der SPD, aber auch von der Linken. Katja Kipping (Parteivorsitzende der
Partei die Linke) feierte das „Hilfs-Paket“ sogar als „sozialen Fortschritt“.

Die bürgerlichen
Arbeiter_Innenparteien haben sich also, wie die Gewerkschaften, zu einer
Burgfriedenspolitik (das heißt: Zurückstellen von Kritik im Sinne der
nationalen Einheit zur Bewältigung der Krise) entschieden. Während die SPD
als
Teil  der  Großen  Koalition  auch  heute  noch  die  arbeiter_Innenfeindliche
Politik
der Bundesregierung zu verantworten hat, probiert die Linke seit ein paar
Wochen wieder mehr einen auf Opposition zu machen.

Die Linke zurück in der
Opposition?

Die Linke veröffentlichte am
28. März ein umfassendes Papier unter dem Titel „Solidarisch aus der Krise –
Menschen vor  Profite!“.  Dieses  Papier  mit  dem netten Titel  besteht  aus
Beschlüssen
der Partei und legt damit die Grundlage der Politik der Linken während der
Corona-Pandemie fest. Es liest sich eigentlich gar nicht schlecht: „ Für ein
krisenfestes Gesundheitssystem“, „Die Kosten
der Krise gerecht verteilen“,  „  Solidarität  über Grenzen hinweg –  Leben
weltweit schützen“ sind
einige der Überschriften aus dem Papier.

Also alles



supi-dupi-solidarisch? Na dann brauchen wir ja alle nur die Linke wählen und
alles wird gut? Nein! Das Problem sind aber nicht die teilweise richtigen
sozialdemokratischen
Forderungen, sondern das, was nicht drinsteht. Es fehlt zum Beispiel eine
Begründung,  warum  denn  unser  Gesundheitssystem  nicht  krisenfest  ist,
warum die
Kosten der Krise nicht gerecht verteilt werden und warum die Solidarität im
Nationalismus verpufft. Es fehlt eine Antwort auf die Frage, wo die
strukturellen Ursachen der sozialen Verwerfungen der Corona-Krise liegen
und
wie eine Gesellschaft aussehen kann, deren Zweck es ist, die Bedürfnisse der
Menschen zu erfüllen anstelle möglichst viel Profit anzuhäufen. Ebenso fehlt
es
an einer Antwort auf die Frage, was mit den Zehntausenden Geflüchteten
passieren soll, die in überfüllten Lagern an den Außengrenzen der Festung
Europa leben müssen. Statt internationale Solidarität auszuüben, indem sie
sich
z.B. für offene Grenzen aussprechen würde, will Die Linke vor allem den
Wirtschaftstandort Deutschland retten.

Und was hat Die Linke eigentlich
aktiv versucht, um diese Forderungen umzusetzen? Bis auf ein paar kritische
Redebeiträge in Bundestag und Landesparlamenten war dahingehend still
um die
Partei. Keine Spur von Protestaufrufen. Keine Spur von Aufrufen an die
Gewerkschaftsführungen gegen die geplanten Massenentlassungen und
Umverteilungsmaßnahmen zu Gunsten der Reichen zu streiken.

Die Linke erkennt in ihrem
Beschlusspapier zwar richtig: „Die Krise trifft die am härtesten, die am
wenigsten haben“. Sie stellt dort auch Forderungen auf, was dagegen getan
werden sollte:  Zum Beispiel  die  Anhebung des Kurzarbeiter_Innengeldes,
höhere
Besteuerung  von  Reichen  oder  Schluss  mit  Schuldenbremse.  Bei  den
Arbeiter_innen



scheint  sie  damit  aber  nicht  so  richtig  anzukommen:  Während  bei  den
aktuellen
Sonntagsumfragen zur  Bundestagswahl  die  Werte  der  CDU während der
Corona-Krise
von 27% (07.02.2020)  auf  39% (29.05.2020)  stiegen,  sank der  Wert  der
Linken
leicht von 10 auf 8 Prozent (von Forschungsgruppe Wahlen). Gleichzeitig
dominieren rechte Kräfte die „Hygiene-Bewegungen“ auf der Straße. Das
Erstarken
von  dubiosen  Bewegungen,  die  durch  Verschwörungstheorien  bis  hin  zu
offen
faschistischen Ideen einen Ausweg aus der Krise propagieren, lässt sich auch
durch die Abwesenheit einer linken Alternative besser verstehen.

Wenn wir den Rechten die Rolle
der Opposition jedoch nicht überlassen wollen, brauchen wir jetzt eine
klassenkämpferische Antikrisenbewegung, die die Probleme der Menschen
wahrnimmt, eine linke Kritik am Corona-Management der Bundesregierung
formuliert und internationale Solidarität lautstark auf die Straßen trägt. An
SPD, Linke und Gewerkschaften kommen wir mit diesem Vorhaben jedoch
nicht
vorbei,  denn ein Großteil  der organisierten Arbeiter_Innenklasse zählt  zu
ihren
Mitgliedern. Doch um aktiven Widerstand zu leisten, brauchen sie scheinbar
einen kräftigen Arschtritt!

Auch wir von REVOLUTION treten
für Reformen ein, die direkt die Lebensbedingungen von uns allen verbessern
und
die auch schon im Kapitalismus umgesetzt werden können. Zum Beispiel die
Forderung nach Weiterzahlung des vollen Gehalts während der Corona-Krise.
Allerdings machen wir uns auch Gedanken darüber, was passieren muss,
wenn die
Chefetagen der Unternehmen nicht dazu bereit sind. Deshalb fordern wir in
einem



zweiten  Schritt  die  Offenlegung  der  Geschäftsbücher  sowie  die
Verstaatlichung
der Unternehmen und die demokratische Kontrolle durch die Beschäftigten.
Letztendlich werden wir die großen Krisen, denen wir gegenüber stehen (ob
Corona-Pandemie, Klimakrise, Wirtschaftskrise oder Festung Europa), jedoch
nur
solidarisch bewältigen können, wenn wir der kapitalistische Profitlogik die
Perspektive  des  Aufbaus  einer  kommunistischen  Gesellschaft
entgegenstellen.
Dazu braucht es ein revolutionäres Programm, das einen Weg dahin aufzeigt.
Eine
Anti-Krisenbewegung muss auf der einen Seite geeint kämpfen und auf der
anderen
Seite über das richtige Programm streiten.

Wenn’s der Wirtschaft gut geht,
geht’s allen gut?

Seit Jahrzehnten erzählen uns
Finanzminister_Innen,  dass  Deutschland  seine  Staatsschulden  abbauen
müsse.
Etliche  Sozialkürzungsmaßnahmen,  Bildungsabbau  und  Sparprogramme
wurden  mit  dem
Argument gerechtfertigt, die Neuverschuldung möglichst gering halten zu
müssen.
Die Corona-Krise veranlasste die Bundesregierung nun zu einer 180 Grad-
Wende:
Plötzlich ist massig Geld da und die Milliardenkredite sprudeln aus der
Staatskasse. Allerdings fließen diese nicht in öffentliche Dienstleistungen
oder Sozialhilfe sondern in die Privatwirtschaft. Geld scheint also eigentlich
da zu sein, wenn es einen politischen Willen dafür gibt. Mit dem neuen
Konjunkturpaket sollen nun weitere 130 Milliarden Euro investiert werden,
um
die Wirtschaft wieder zum Laufen zu bringen. Dabei wurden zuvor bereits
mehrere



Billionen Euro zu diesem Zweck an Unternehmen verschenkt. Trotzdem
prognostizieren Wirtschaftsforschungsinstitute immer noch einen Abfall des
BIPs, wie ihn Deutschland seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges nicht mehr
gesehen hat. Entweder denkt die Bundesregierung also, dass es 130 weitere
Milliarden jetzt rausreißen oder sie sieht angesichts ihrer
pro-kapitalistischen Haltung keine andere Möglichkeit als noch mehr Geld in
die
Unternehmenskassen zu pumpen.

Dabei konnte die SPD sich
immerhin durchsetzen, dass die von der Autoindustrie und von großen Teilen
der
CDU geforderte Autoprämie für Verbrenner nicht Teil des Pakets geworden
ist. Es
sollen aber die Kaufprämien für E-Autos erhöht werden. Als „ökologische
Wende
nach der Krise“ lässt sich dies aber nun auch nicht gerade betiteln sondern
eher als Geschenk an die deutsche Automobilindustrie. Weitere Kernpunkte
des
Pakets sind Maßnahmen, mit denen die Bundesbürger_innen wieder in die
Shoppingmalls gelockt werden sollen: einmaliger Kinderbonus von 300€ pro
Kind,
zusätzliche  Unterstützung  von  Unternehmen  und  die  Senkung  der
Mehrwertsteuer
vom 1. Juli bis 31. Dezember von 19 auf 16 Prozent. Während die SPD den
ganzen
Mist zu verantworten hat, kritisiert Die Linke immerhin richtiger Weise, dass
damit  wenig  den  geholfen  wird,  die  am  meisten  auf  staatliche  Hilfe
angewiesen
sind: Geringverdiener_Innen und Arbeitslose. Außerdem meint Sie, dass das
Paket
nicht  nachhaltig  genug  sei.  Vom  Sozialismus  aus  ihrem  neuen
Beschlusspapier  ist
hier jedoch schon wieder keine Rede mehr. Die Linke wünscht sich vielmehr
einen



„zahmeren Kapitalismus“. Ein bisschen soziales und ökologisches Parfum auf
die
Verwertungslogik  und  dann  wird  die  nationale  Wirtschaft  schon  wieder
laufen.
Von der demokratischen Kontrolle der Produktion durch die Beschäftigten
und
internationaler Solidarität ist hier jedoch nichts zu hören.

Uns als Kommunist_innen geht es
nicht darum, wie ein solches Konjunkturpaket hätte sozialer & ökologischer
aussehen  können.  Es  geht  uns  um  die  Frage,  ob  die  strukturell  im
Kapitalismus
bedingten Wirtschaftskrisen, die alle paar Jahre wieder ausbrechen, damit
gelöst werden, dass man die Bevölkerung zum Einkaufen motiviert. Wie Olaf
Scholz  ganz  ehrlich  zugegeben  hat,  geht  es  in  erster  Linie  darum,  das
Wachstum
wieder  anzukurbeln.  Dabei  sol len  für  Olaf  jedoch  nicht  das
Gesundheitssystem
oder  der  soziale  Wohnungsbau  wachsen,  sondern  die  Profite  der
Kapitalist_Innen.
Darum  geht  es  dem  Konjunkturpaket.  Um  die  Billionenhilfen  für  die
Wirtschaft
finanzieren zu können, wird eine gigantisch hohe Staatsverschuldung in Kauf
genommen. Zahlen sollen am Ende die Lohnabhängigen in Form von
Massenentlassungen und Sozialkürzungen.

Was sollten SPD und Linke tun?

Die SPD muss sich überhaupt erst
einmal wieder auf das Ziel zurückbesinnen, mit dem ursprünglich vor über
150
Jahren  gegründet  wurde:  die  Interessen  der  Arbeiter_innen  und
Unterdrückten  zu
vertreten. Sie sollte sich also gegen jede Abwälzung der Krisenkosten auf die
Arbeiter_Innenklasse stellen. Wenn sie das tut, muss sie allerdings raus aus
der Groko!



Die Linke sollte nicht nur im Parteiprogramm über Antikapitalismus und
Sozialismus reden,  sondern auch im aktuellen politischen Geschehen die
Zusammenhänge
von Krisen und Kapitalismus mit einer internationalistischen und
sozialistischen Perspektive verbinden.

Zusammen sollten SPD und Linke
nicht  nur  Reden  im  Bundestag  schwingen  sondern  aktiv  mit  den
Gewerkschaften
eine Anti-Krisenbewegung auf die Straße bringen, die für eine sozialistische
Perspektive kämpft und sich dem wachsenden Rassismus und rechten
Verschwörungstheorien entgegenstellt. Eine Anti-Krisenbewegung muss eine
unabhängige Stimme der Lohnabhängigen, Migrant_Innen und Jugendlichen
darstellen
und ein eigenes Programm für diese demokratisch entwickeln. Dabei muss
sie den
Anschluss an bestehende internationale Massenproteste wie die aktuelle
Black-Lifes-Matter-Bewegung  suchen  und  Themen  wie  Polizeigewalt  und
Rassismus
in ihr Aktionsprogramm integrieren.
Wir  haben  allerdings  auch  keine  Illusionen  in  die  Führung  der  beiden
Parteien,
sondern sehen dies eher als Aufforderung an die Basis mit der Führung zu
brechen  und  selbst  auf  die  Straße  zu  gehen.  Dort  müssen  wir  uns
organisieren
und selbst demokratische Strukturen aufbauen, in denen wir frei darüber
diskutieren  können  wie  wir  in  Zukunft  leben  wollen  und  mit  welchem
Programm wir
da hinkommen.



Europawahl 2019: EU-Krise goes
Wahlkabine  –  6  Fragen  und  6
Antworten
von Alex Metzger

Was ist das eigentlich diese Europawahl und
hat das überhaupt irgendeine Bedeutung?
Am 26.Mai wird nach 5 Jahren wieder ein neues EU-Parlament gewählt. Das
EU-Parlament ist neben dem Ministerrat und der EU-Kommission eine von
mehreren  Institutionen  der  EU,  wobei  allein  das  EU-Parlament  direkt
gewählt wird. Wie bei allen Wahlen im Kapitalismus bleibt uns aber auch hier
nicht viel mehr übrig, als alle paar Jahre irgendwo ein Kreuz zu machen und
zu hoffen,  dass  die  gewählten Parteien wenigstens ein  bisschen weniger
Scheiße bauen, als die die vorher an der Regierung waren. Eigene Ideen
einbringen und das System grundlegend in Frage stellen? Fehlanzeige! Noch
dazu sind die Möglichkeiten der Fraktionen im EU-Parlament, sich politisch
durchzusetzen,  aufgrund  eines  komplizierten  Gesetzgebungsverfahrens
zusätzlich sehr eingeschränkt. Ebenso dürfen sehr viele Menschen, die in EU-
Staaten  leben,  wie  zum  Beispiel  Jugendliche  unter  18  Jahren  oder
Geflüchtete, überhaupt nicht an der Wahl teilnehmen Scheiß egal sind die
EU-Wahlen im Mai aber trotzdem nicht, denn wir können daran sehr viel
über den aktuellen Status der EU und die bestehenden Kräfteverhältnisse
ablesen und uns Gedanken machen, wie wir etwas verändern können.
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In  welcher  Situation  steckt  die  EU  denn
gerade?
Die EU steckt in einer tiefen Krise und es ist unmöglich, dass die kommenden
Wahlen sie da rausholen könnten. Das liegt daran, dass die EU-Krise selbst
nur  eine  Folge  der  globalen  Wirtschaftskrise  ist,  die  Profite  der
internationalen Unternehmen schrumpfen ließ und den Konkurrenzkampf um
das, was noch übrig geblieben ist, angefeuert hat. Die EU selbst ist kein
eigener Staat sondern nur ein Bündnis zwischen verschiedenen miteinander
konkurrierenden Ökonomien, die nach langen Jahren des Wachstums und der
Stabilität jetzt in der Krise die Krallen ausfahren.
Dass die EU in der Krise steckt, erkennen wir zum Beispiel daran, dass in
fast allen EU-Mitgliedsstaaten europafeindliche Parteien wachsen und mehr
Stimmen  bekommen.  Während  in  Südeuropa  Millionen  Menschen  in
Arbeitslosigkeit  und Armut getrieben wurden, haben in Nordeuropa viele
kleinere Unternehmen Angst, durch den freien Warenverkehr innerhalb des
EU-Binnenmarktes von den großen Unternehmen plattgemacht zu werden
und sind enttäuscht, dass mit den EU- Geldern nicht sie gerettet wurden
sondern die Banken. Jugendliche und Lohnabhängige haben die Krise durch
europaweite  Privatisierungen  Entlassungswellen  und  Sozialkürzungen
besonders hart zu spüren bekommen. Die EU ist also von vielen Rissen –
zwischen  Nord  und  Süd,  zwischen  binnenmarkt-  und  exportorientierten
Unternehmen  und  besonders  zwischen  Arbeiter_innen  und  Kapital  –
durchzogen  und  kann  entlang  dieser  Risse  schnell  gänzl ich
auseinanderreißen. Der Brexit hat uns gezeigt, wie präsent diese Gefahr ist
und hat die Krise zusätzlich verschlimmert. Hinzu kommt, dass der Druck
international beispielsweise durch einen US-Präsidenten Trump, der die EU
erstmals  in  ihrer  Geschichte  als  einen  „Feind  der  USA“  bezeichnet  hat,
erheblich gewachsen ist.
Die beiden Führungsmächte der EU, Deutschland und Frankreich, haben es
nicht gebacken bekommen, sich auf eine einheitliche „Europastrategie“ zur
Bewältigung dieser Krise zu einigen. Gemeinsame Projekte
zur  Vereinheitlichung  der  EU  wie  die  EU-Armee,  eine  koordinierte
europäische  Finanzpolitik  oder  auch  eine  gemeinsame  europäische
Migrationspolitik wurden in den Sand gesetzt. Das liegt auch daran, dass
sich  nicht  mal  ihre  eigenen  Regierungen  im  Zuge  der  Krise  auf  eine
europäische  Strategie  einigen  konnten:  Während  die  Groko  im  Dauer-
Koalitionsstreit  steht,  ist  Macron damit  beschäftigt,  seine  Gelbwesten zu
bekämpfen.



Wer hat denn in der letzten Periode das EU-
Parlament regiert?
Die letzten 5 Jahre hatten die „EVP: Europäische Volkspartei“ (da steckt die
CDU drin) und die „Progressive Allianz“ (da steckt die SPD drin) mit 54
Prozent  die  ehrheit  im  EU-Parlament.  Die  EVP  steht  in  ihrer
Zusammensetzung sogar  noch  weiter  rechts  als  die  CDU und treibt  die
neoliberale Sparpolitik federführend mit an. Sie steht für Privatisierungen,
Deregulierung, Festung Europa und einem freien innereuropäischen Markt.
Nach den jüngsten Debatte  wurde der  Ausschluss  der  ultra-rassistischen
ungarischen Fidesz unter Victor Orban erst einmal nur auf Zeit beschlossen
und brachte der EVP in den Umfragen weitere Stimmeinbußen durch ihre
rechten Wähler_innen ein. Sie wird wohl als Verliererin aus der kommenden
Wahl  hervorgehen.  Doch  auch  die  Sozialdemokrat_innen  haben  sich  mit
allem anderen  als  mit  Ruhm bekleckert.  In  ganz  Europa  haben  sie  die
neoliberale  Politik  mitgetragen  und  somit  dafür  gesorgt,  dass  ihre
lohnabhängigen Stammwähler_innen ihnen nicht mehr vertrauen. Auch sie
haben die „EU-Schuldenbremse“ unterstützt und
Südeuropa  in  Abhängigkeit  und  Armut  gestürzt.  Auch  sie  haben
Privatisierung und Sozialkürzungen selbst mit durchgesetzt. Auch sie haben
der Industrie geholfen,  unbefristete Arbeitsverträge und gute Jobs gegen
Arbeit  im  Niedriglohnsektor  und  gegen  befristete  Arbeitsverhältnisse
einzutauschen.Anstatt  sich  in  der  Wirtschaftskrise  und der  zunehmenden
Migration  in  die  EU  klar  links  zu  positionieren,  Antirassismus  mit
Sozialpolitik zu verbinden und auf die Nöte der Menschen mit ordentlichen
Konzepten zur sozialen Absicherung und einer Politik der offenen Grenzen zu
antworten,  haben sie  nur politische Zugeständnisse an die  Industrie,  die
Banken  und  die  Rechten  springen  lassen.  Dass  nun  die  noch  rechteren
Parteien  im  Aufwind  sind,  ist  das  direkte  Resultat  dieser  Politik.
Perspektivlosigkeit  und  Abstiegsängste  führen  in  ganz  Europa  dazu,
dass Leute diesen in die offenen Arme laufen. Doch anstatt die Wurzel des
Problems  anzugreifen,  haben  die  „Volksparteien“  versucht,  ihre
Wähler_innen  bei  sich  zu  halten,  indem  sie  selber  weiter  nach  rechts
gerutscht sind. Dabei sind die Abschottung der EU, die Kriminalisierung von
Seenotrettungen,  Deals  mit  Diktaturen  und  der  massive  Ausbau  der
europäischen Grenzschutzagentur Frontex nur Facetten dieser Entwicklung.
Gewaltsame Übergriffe auf Geflüchtete, Muslim_innen, Jüdinnen und Juden,
Sinti und Roma und Frauen haben überall massiv zugenommen. Auch mit der
Etablierung autoritärer Polizeistaaten unter dem Vorzeichen des „Kampfes



gegen den Terrorismus“ wurde bereits begonnen. Brutalere Polizeigesetze
und autoritärere Justizreformen richten sich nicht nur gegen „Minderheiten“
sondern  auch  unmittelbar  gegen  die  demokratischen  Rechte  der
Aktivist_Innen,  die  gegen  die  Politik  der  EU  und  ihrer  einzelnen
Mitgliedsstaaten auf die Straße gehen.

Und was ist nach den kommenden Wahlen zu
erwarten?
Da die internationale Konkurrenz tendenziell nicht abnimmt sondern stärker
wird, werden sich diese Trends verstärken. Ebenso ist zu erwarten, dass die
Außenpolitik der Union deutlich an Aggressivität zunehmen wird. Auch wenn
das Projekt  einer  EU-Armee erst  einmal  auf  die  Auswechselbank gesetzt
wurde, wird die EU früher oder später auf die immer aggressiver werdende
Politik von Trumps US-Imperialismus mit einer eigenen aktiven Außenpolitik
antworten  müssen.  Die  Aufstockung  der  Militärausgaben  auf  2%  des
BiP(Nato  Vorgabe)  sind  ein  erster  Schritt  dahin.
Angefeuert  werden  Militarismus,  Rassismus,  Abschottung  und
Sozialkürzungen durch den Rechtsruck.  Die europäischen „Volksparteien“
werden zwar für ihre verfehlte Politik mit massiven Stimmverlusten bestraft
werden,  doch  gewinnen  werden  die  Rechten.  In  Italien  liegt  Salvinis
rassistische  „Lega“  in  Umfragen  derzeit  mit  32,4  Prozent  als  stärkste
Einzelpartei des Landes vorn. Ähnlich ist das Bild in Frankreich, wo Le Pens
ultra-rechte „Ressemblement  National“  aktuell  mit  22 Prozent  knapp vor
Macrons  liberaler  „En  Marche“  an  erster  Stelle  liegt.  InPolen  kann  die
regierende  nationalkonservative  PiS  mit  40  Prozent  rechnen.  Selbst  in
Schweden würden die rechtsnationalen „Schweden Demokraten“ aktuell mit
knapp 20 Prozent zweitstärkste Partei. Die AfD schaffe es laut Umfragen auf
12  Prozent  der  Stimmen.  Momentan  wird  die  rechte  Fraktion  im  EU-
Parlament  (ERK)  von  der  englischen  Conservative  Party(Tories)  und  der
polnischen PiS angeführt. Beide verfügen jeweils über ca. 40 Prozent der
Sitze in der Fraktion. Eine komplette Neuaufstellung der EKR als gesamte
Fraktion ist nach den Wahlen zu erwarten. Vor allem auch aufgrund der
ideologischen Nähe zu  anderen rechten  Fraktionen im Europaparlament,
insbesondere  der  ENF (Europa  der  Nationen  und Freiheit).  In  der  ENF
finden sich nämlich neben Marine Le Pens RN(Ressemblement National)auch
die italienische „Lega Nord“ und Österreichs rechte Regierungspartei FPÖ.
Insgesamt wird für die europäische Rechte(EKR) ein Wahlergebnis von ca.



12,5 % erwartet, die ENF klettert auf knapp 11 Prozent(Stand 07.04). Die
Stimmen  würden  für  eine  Koalition  aus  Liberalen,  Konservativen  und
Rechten  locker  reichen.

Gibt es denn keine Linken, die den Rechten
ein bisschen die Stirn bieten könnten?
Tatsächlich hat die Krise auch linken Bewegungen einen kleinen Aufschwung
gegebenen. Podemos erreichte bei  Parlamentswahlen in Spanien über 20
Prozent  der  Stimmen  und  auch  Melenchons  „La  France  Insoumnise“
erreichen  in  Wahlen  mindestens  18  Prozent.  Diese  linkspopulistischen
Bewegungen haben sich von der „Europäischen Linken“ abgespalten und
treten dieses Jahr erstmals unter dem Namen „Maintenant le Peuple“ zur
Europawahl an. Neben Forderungen nach höheren Löhnen und staatlichen
Investitionen  wollen  sie  den  Kampf  des  Volkes  gegen  die  bösen
„internationalen  Eliten“  führen  –  also  Volkspolitik  statt  Klassenpolitik
machen. Dass das ein großes Problem ist, sehen wir unter anderem daran,
wenn  Melenchon  im  EU-Parlament  erzählt  „Jedes  Mal,  wenn  ein
eingewanderter Arbeiter ankommt, stiehlt er das Brot der dort beheimateten
Lohnabhängigen“.  Statt  internationaler  Klassensolidarität  fördern  die
Linkspopulist_innen  ein  nationales  und  teilweise  sogar  rassistisches
Bewusstsein und passen sich damit an den Rechtsruck an. Doch auch die
„Europäische Linke“ hat beispielsweise mit der griechischen Partei „Syriza“,
die  an  der  Regierung  das  Streikrecht  eingeschränkt,  EU-Spardiktate
umgesetzt und die Renten gekürzt hat, so einige Leichen im Keller. Die dritte
linke Partei, die den zu den diesjährigen Europawahlen antritt, nennt sich
„DiEM25“  und  wird  vom  früheren  griechischen  Finanzminister  Gianis
Varoufakis  angeführt.  Sie  vertritt  ein  eher  linksliberales  Programm  und
fordert hier und da ein wenig mehr Demokratie auf EU-Ebene ohne jedoch
für tiefgreifende soziale Reformen einzutreten.
Alle 3 Parteien sind sich jedoch einig, dass man die Probleme der EU, der
Lohnabhängigen,  der  Schuldenkrise  und  der  Geflüchteten  mit  Reformen
lösen könne. Die einen sehen die EU als beste Plattform für diese Reformen,
die anderen den Nationalstaat. Auf die Idee, den Kapitalismus als Ursache all
dieser Probleme abzuschaffen, ist leider kein_e von ihnen gekommen.



Also lieber gar nicht wählen?
Das  Wahlrecht  is t  e ine  große  Errungenschaft ,  d ie  s ich  die
Arbeiter_innenbewegung blutig erkämpfen musste. Es ist ein Schritt in die
richtige  Richtung  und  selbst  wenn  unsere  Stimmen kaum etwas  ändern
werden,
wäre es Schwachsinn, diese Errungenschaft wegzuwerfen. Wir dürfen nur
nicht  beim  Kreuzchenmachen  stehen  bleiben!  Gewerkschaften,  linke
Parteien,  soziale  Organisationen  und  wir  Jugendlichen  aus  ganz  Europa
müssen uns zusammenschließen und den Angriffen kollektiv die Stirn bieten!
Gegen  den  europaweiten  Rechtsruck,  die  zunehmende  Konkurrenz,  den
Sozialabbau und die Abrieglung der Außengrenzen brauchen wir auch einen
europaweiten Abwehrkampf und kein Zurück zum Nationalstaat. Die EU als
Institution  bleibt  trotzdem  undemokratisch,  militaristisch,  rassistisch,
neoliberal und scheiße. Wir wollen deshalb keine kapitalistische EU und auch
keinen  kapitalistischen  Nationalstaaten  sondern  die  „Vereinigten
sozialistischen  Staaten  von  Europa“!  Da  dieses  Modell  gerade  nicht  zur
Debatte steht rufen wir euch auf, am 26.5. „die Linke“ zu wählen. Nicht weil
wir die toll finden, sondern weil sie von den fortschrittlichsten Teilen der
Arbeiter_innen-, Antira- und Ökologiebewegungen unterstützt wird und wir
sie  in  die  Verantwortung bringen wollen,  ihre  Forderungen auch in  der
Praxis umsetzen zu müssen.

Messerattacke  auf
Linksparteimitglied:  Liebe
ersetzt keine Gegenwehr
VON GEORG ISMAEL

Am Montag wurde Julian Kinzel, Mitglied des Schweriner Kreisvorstandes
der LINKEN und Mitglied bei solid, Opfer einer Messerattacke in Wismar.
Drei Faschisten schlugen ihn mit den Worten „schwule Kommunistensau“
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nieder und stachen 17 mal auf den Aktivisten ein.

Dieser Mordanschlag reiht sich ein, in eine Welle von Angriffen. Neu sind
nicht nur der schamlose Einsatz von Messern bis zu Schusswaffen, sondern
auch  deren  gezielter  Einsatz  gegen  bekannte  Linke.  Genährt  durch  die
Erfolge der rassistischen Mobilisierungen des vergangenen Jahres und das
beinahe  folgenlose  in  Brand  stecken  von  Flüchtlingsunterkünften,  sowie
angreifen  von  Geflüchteten,  hat  die  Gewaltgelüste  der  Faschisten  nicht
besänftigt, sondern beflügelt.

Der Übergriff in Wismar ist kein erschreckendes Einzelbeispiel. Er ist der
gnadenlose Vorgeschmack auf eine faschistische Bewegung, die sich stark
genug fühlt, linke Aktivist_Innen und Arbeiter_Innenorganisationen gezielt,
geplant und direkt anzugreifen.

Wir verurteilen den Angriff auf Julian Kinzel und mit ihm stellvertretend auf
die Linkspartei, sowie solid aufs Schärfste. Wir wünschen Julian eine baldige
Gesundung, auf das er sich nicht einschüchtern lasse, von den faschistischen
Übergriffen.

Doch wir glauben auch, dass es einer kritischen Auseinandersetzung mit
seinen Worten nach der Entlassung aus dem Krankenhaus bedarf,  als er
sagte „wir dürfen auf solche Attacken nicht mit Radikalisierung antworten.
Unsere Antwort auf Hass muss Liebe, auf Dummheit Vernunft und auf Gewalt
Solidarität sein. Somit ist Hass hier fehl am Platz. Lasst uns dieses Ereignis
zum  Anlass  nehmen,  solchen  Ideologien  durch  mehr  Menschlichkeit
vorzubeugen. Nach meiner hoffentlich baldigen Gesundung werde ich dabei
verstärkt mitwirken.“

Während  man  von  persönlicher  Größe  sprechen  könnte,  nach  einer
derartigen Attacke derartiges zu sagen, muss eines klar festgehalten werden.
Liebe, Vernunft und Solidarität sind wichtige und gute Eigenschaften, die
sich eine linke Bewegung zu eigen machen sollte. Sie sind aber keine Mittel,
um  die  faschistische  Bewegung  oder  ganz  praktisch  eine  scharfe
Messerklinge  zu  stoppen.

1931 schrieb Kurt Tucholsky als Abschluss seines Gedichtes Rosen auf den



Weg gestreut „Und verspürt ihr auch in eurem Bauch den Hitler-Dolch, tief,
bis zum Heft: Küsst die Faschisten, küsst die Faschisten, küsst die Faschisten
wo ihr sie trefft!“

Was vor rund 70 Jahren voll Sarkasmus von einem Sozialisten gegenüber der
erstarkenden  faschistischen  Bewegung  geäußert  wurde,  wird  heute  mit
v o l l e r  Ü b e r z e u g u n g  a u f  d e r  p o l i t i s c h e n  B ü h n e  v o r  d e r
Arbeiter_Innenbewegung präsentiert. Wie die Geschichte damals verlief, als
sich KPD, SPD und Gewerkschaften nicht auf eine gemeinsame Einheitsfront,
die  auch  gemeinsame  Selbstverteidigungsorgane  bedeutet  hätte  einigen
konnten, wissen wir. Wir wissen nicht, wie die Zukunft aussehen wird, aber
wir können eines mit Sicherheit sagen. Derartige Kommentare geben nicht
nur  keine  Antwort,  wie  derartigen  Übergriffen  praktisch,  der
dahinterstehenden Bewegung politisch begegnet werden soll.  Die ohnehin
politisch und ideologisch schwache Arbeiter_Innenbewegung wird zusätzlich
in Sätze, die sich in der bürgerlichen Presse zwar gut machen, aber auf der
Straße, vor der Flüchtlingsunterkunft oder im Betrieb herzlich wenig taugen,
eingelullt.

…wie viele Heime müssen noch brennen, wie viele Gewerkschaftshäuser und
Linke  Zentren  noch  beschmiert  und  angegriffen,  wie  viele  weitere
Mordversuche an Migrant_Innen und organisierten Linken, muss es noch
geben ,  b i s  d i ese  unver f ro rene  Verbürger l i chung  in  den
Arbeiter_Innenorganisationen unter der Hitze der Ereignisse zu schmelzen
beginnt?

Liebe Genoss_Innen der Linkspartei, liebt doch wen ihr wollt, aber das ist
keine  Antwort  auf  faschistische  Übergriffe.  Die  einzige  Antwort  auf
faschistische Übergriffe sind eigene Selbstverteidigungsorgane, die gezielte
Auflösung  faschistischer  Versammlungen  und  die  Entwaffnung  ihrer
Organisationen  durch  die  Arbeiter_Innenbewegung.  Dann  könnt  ihr  eure
Liebe haben. Es wird vermutlich nicht die Liebe der bürgerlichen Presse, die
Liebe der bürgerlichen Parlamentskolleg_Innen sein, aber die Dankbarkeit all
jener, die ein reales Interesse am Kampf gegen den Faschismus haben.

Während sich die Faschisten radikalisieren und der Staat nach rechts rückt,



zur  Mäßigung  aufzurufen,  heißt  s ich  noch  im  Vorhinein  von
Auseinandersetzung der Möglichen Kampfmittel zu berauben. Die Realität ist
keine  wohlfeile  Zusammenstellung  von  Moralvorstellungen,  die  nur  mit
feuriger Inbrunst vor der Gesellschaft vorgetragen müssen. Die Realität ist
eine  historische  Krise  des  Kapitalismus,  in  der  die  Klassenkämpfe  zum
erneuten  erstarken  faschistischer  Organisationen  führen.  Wir  als
Sozialist_Innen sind voller  Optimismus,  dass auch die Revolutionär_Innen
stärker werden und letztlich siegen können – aber nur dann, wenn sie es
auch wollen.

Anmerkung der Redaktion: Laut einem Artikel der Zeit vom 11.01.2016
stimmt die Art der Verletzung nicht mit den genannten 17 Messerstichen
überein.  Es  wurde  geäußert,  dass  der  Tathergang  somit  nicht  Julians
Schilderung  entspricht.  Der  Korrektheit  wegen  machen  wir  auf  diesen
Sachverhalt aufmerksam. Es ist jedoch auch anzumerken, dass in anderen
Fällen die Behörden politische Straftaten nicht also solche anerkannten, um
Statistiken zu schönen oder sogar Opfer zu Tätern gemacht haben.

Die drohende Gefahr durch die erschreckend schnell erstarkende Rechte und
die  Zunahme  der  Attacken  auf  Einrichtungen,  Aktivist_Innen  oder  auf
Menschen,  die
nicht in ihr Weltbild passen, ist nach wie vor akut. Die Rückschlüsse dieses
Artikels sind somit weiterhin brandaktuell.

http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2016/01/sticker2.jpg


Auf  Regierungskurs  –  Anti-
Semitismus-Debatte  in  der
Linkspartei
Wir dokumentieren hier einen Artikel der Gruppe Arbeitermacht, unserer
Partnerorganisation,  zu  den  Diskussionen  über  und  innerparteilichen
Kämpfen in der Partei  die  LINKE, um die Position zu dem rassistischen
Appartheidsstaat Israel, der in der NI (neuen Internationale), der Zeitung der
GAM, sowie in ihrer Infomail veröffentlicht wurde.

Vordergründig  bildet  eine  „wissenschaftliche  Studie“  den  Anlass  für  die
aktuelle Debatte in der Linkspartei. Samuel Salzborn und Sebastian Voigt
legen darin dar, was für sie „Antisemitismus“ in der Linkspartei ist. Dabei
ging es um die Teilnahme der Bundestagsabgeordneten Höger, Paech und
Groth an der letztjährigen Gaza-Hilfs-Flotte und um Boykottaufrufe gegen
Waren aus den besetzten Gebieten.

Diese  aktuellen  Vorwürfe  reihen  sich  in  die  konsequent  pro-zionistische
Richtung des Vorstands um Gysi, Kipping, Ramelow, Bartsch u.a. ein. Das
ideelle Fundament für diese Kampagne legte Fraktionschef Gysi bereits vor
Monaten, als er in einem Grundsatzpapier über die Staatsräson der BRD
fabulierte  und dabei  klar  stellte,  dass  speziell  die  deutsche  Linke  Israel
immer  zu  unterstützen  hätte  und  gleichzeitig  der  Antiimperialismus  der
Vergangenheit angehören würde.

Als direkte Antwort auf die „Studie“ – wissenschaftlichen Anforderungen hält
das  Machwerk  nicht  stand  –  betreibt  der  Vorstand  nun  eine  politische
Kampagne gegen den linken Flügel.So entschieden der Vorstand am 21. Mai
und  die  Fraktion  am  22.  Mai,  welche  Aktivitäten  Mitglieder  und
Funktionsträger  einzustellen  hätten:

„Wir werden uns weder an Initiativen zum Nahost-Konflikt,  die eine Ein-
Staaten-Lösung für Palästina und Israel fordern, noch an Boykottaufrufen
gegen israelische  Produkte  noch an  der  diesjährigen Fahrt  einer  „Gaza-
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Flottil le“  beteiligen.  Wir  erwarten  von  unseren  persönlichen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie den Fraktionsmitarbeiterinnen und
Fraktionsmitarbeitern, sich für diese Positionen einzusetzen.“

Diese Vorwürfe und die folgende Debatte waren ein gefundenes Fressen für
die bürgerlichen Parteien und die Medien, speziell der linke Flügel in der
Linkspartei,  die  Abgeordneten  Buchholz  und  Höger  wurden  scharf
angegriffen. Sogar eine „Aktuelle Stunde“ im Bundestag wurde genutzt, um
diesen Flügel zu denunzieren.

Gerade  die  außerparlamentarischen  Linken  müssen  jetzt  solidarisch  mit
diesem Flügel der Linkspartei sein. Wir müssen zeigen, dass wir uns nicht als
„Antisemiten“ abstempeln lassen und es auch andere politische Wahrheiten
gibt, als die Konstrukte von Gysi, von „Konkret“ oder „Jungle World“.

Antizionismus gleich Antisemitismus?

Mit  diesem Slogan  (ohne  Fragezeichen)  führen  die  „Antideutschen“  seit
nunmehr knapp 20 Jahren eine Kampagne gegen die  antiimperialistische
Linke.  Diese   politische  Strömung,  die  Antizionismus mit  Antisemitismus
gleichsetzt,  hat  inzwischen  in  der  Linkspartei  und  in  den  DGB-
Gewerkschaften an Einfluss gewonnen.  In der Linkspartei und in solid gibt
es den antideutschen Bundesarbeitskreis Shalom und diverse pro-zionistische
Gruppen,  Plattformen und Medien,  welche ein  Bündnis  mit  dem rechten
Flügel  der  Linkspartei  eingegangen  sind.  Er  verteidigt  die  bürgerlich-
nationalistische Ideologie des Zionismus und bezieht sich positiv auf Israel
und die USA, die für Demokratie und gegen den reaktionären Islamismus
kämpfen würden.

Der Zionismus ist eine europäische verspätete nationalistische Ideologie, die
von  Th.  Herzl  begründet  wurde.  Sie  sieht  die  Juden  nicht  nur  als
Religionsgemeinschaft,  sondern  als  Volk  und  Nation,  wobei  die
Klassendifferenzierung negiert  wird.  Im Unterschied  etwa zum jüdischen
BUND in Russland, der den Kampf der Juden gegen Unterdrückung als Teil
des  Befreiungskampfes  des  Proletariats  ansah,  war  der  Partner  des



Zionismus zur Durchsetzung seiner Ziele der Imperialismus. Dieser sollte die
„Befreiung“ der Juden bewerkstelligen, indem er ihnen einen eigenen Staat
„gab“. Der Kampf für den Sozialismus wurde ersetzt durch die Flucht in
einen eigenen – bürgerlichen – Staat: Israel. Dieser war aber nur erreichbar,
indem Millionen Nichtjuden, die in dieser Region lebten, vertrieben, getötet
und unterdrückt wurden und werden.

Für die internationalistische Linke war stets entscheidend, den Widerspruch
zwischen den Klassen hervorzuheben, zwischen Kapital und Proletariat. Die
nationale  Spaltung  lag  immer  im  Interesse  des  Kapitals,  den
internationalistischen antiimperialistischen Kampf dagegen zu organisieren
war immer das Interesse einer revolutionären Klassenpolitik. Daraus ergibt
sich, dass InternationalistInnen gegen jede Form nationaler Unterdrückung
kämpfen und den Befreiungskampf der Unterdrückten – also in diesem Fall
der PalästinenserInnen – unterstützen.

Die Antideutschen bekämpfen dies. Zum einen lehnen sie die Klassenanalyse
ab. Der deutsche Staat wird allein über die Taten des deutschen Faschismus
definiert,  seine Klassen seien nicht existent oder jedenfalls nicht wirklich
relevant. Allein die „Volksgemeinschaft“ der Nazis sei bis heute bestimmend,
deswegen könnte es keine progressive Rolle der deutschen Arbeiterklasse
geben, da diese „strukturell“ antisemitisch sei und bleiben müsse.

Israe l  wird  a ls  Staat  def in ier t ,  in  dem  anscheinend  ke ine
Klassenwidersprüche  wirken  oder  jedenfalls  vernachlässigbar  sind.  Israel
wird  allein  als  Folge  der  Shoa  definiert,  weswegen  alle  Linken  diesen
kapitalistischen Staat verteidigen müssten. In dieser Ideologie gibt es daher
auch  einen  „progressiven“  Imperialismus:  die  USA.  Diese  hätte  den
deutschen Faschismus  besiegt  und ist  heute  Israels  Schutzmacht.  Daher
treten die Antideutschen auch für jeden Krieg des US-Imperialismus ein und
rechtfertigen  sämtliche  Unterdrückungsmaßnahmen  des  israelischen
Staates.

So wird der reaktionäre,  rassistische Charakter des israelischen Staates
negiert.   Seine  wirkliche  Funktion  und  eigentliche  Existenzgrundlage  –
Brückenkopf  des  US-Imperialismus  und  seiner  Verbündeten  –  im  Nahen



Osten  zur  Beherrschung  des  arabischen  Raums  wird  hinter  einer
Ansammlung  von  Geschichtsmythen  verschleiert.

Mit  der  Ablehnung  von  Klassenbegriff,  von  Antiimperialismus  und
Internationalismus  finden  die  Antideutschen  auch  leicht  Freunde  in  den
reformistischen Apparaten. Es ist daher nicht verwunderlich, dass sich die
“Regierungsozialisten” aus Berlin,  Brandenburg,  die  Gysi  und Co.  in  der
Linkspartei  jetzt  dieser  ideologischen  Waffen  bedienten,  um zum Schlag
gegen die InternationalistInnen in der Partei auszuholen. Jetzt sollen sich
„Linke“ nicht mehr für die Ein-Staaten-Lösung einsetzen dürfen, nein, sie
müssen die aggressive Besatzungspolitik des Zionismus unterstützen, d.h. es
muss  einen  ethnisch  definierten  zionistischen  Staat  geben  und  ein
abgezäuntes  Reservat  für  die  PalästinenserInnen.

„Linke“  dürfen  noch  nicht  einmal  an  der  „Gaza-Flotte“,  die  humanitäre
Hilfsgüter transportiert und die menschenverachtende Hungerblockade des
Gaza-Streifen  in  Frage  stellt,   teilnehmen.  Im  letzten  Jahr  hatten  diese
AktivistInnen  9  Tote  zu  beklagen,  als  das  israelische  Militär  die  Schiffe
stürmte.

Die Parlamentsfraktion begründet ihren Beschluss damit,  dass auch offen
antisemitische Gruppen an dem Gaza-Bündnis teilnehmen würden. Natürlich
gibt  es  in  der  arabischen  Welt  auch  Antisemitismus.  Es  ist  aber  ein
politischer Skandal, dass von Seiten der pro-zionistischen Linken praktisch
jede  Solidaritäts-aktion  mit  dem  unterdrückten  palästinensischen  Volk
verleumdet wird, indem ihr in die Schuhe geschoben wird, sie würde sich mit
Anti-Semiten  und  sonstigen  Reaktionären  gemein  machen.  Die
Parlamentsfraktion macht sich diese Denunziantenmache zu eigen.

Was ist am Boykott falsch?

Als  letztes  Totschlag-Argument  gilt  die  Frage  des  Boykotts  israelischer
Waren aus den Besatzungsgebieten, wie ihn die israelische Linke seit Jahren
betreibt. Wenn hier auf die deutsche Geschichte und den Boykott der Nazis
gegen jüdische Geschäfte verwiesen wird, so ist das einfach Demagogie. Als
Linke sind wir nicht solidarisch mit reaktionären Besatzungsregimen, wir



sind nicht solidarisch mit Überausbeutung und quasi Zwangsarbeit, wie sie
die Palästinenser in den besetzten Gebieten für das israelische Kapital leisten
müssen.

Natürlich ist ein Boykott nur ein Mittel, um dies zu bekämpfen. Entscheidend
sind dafür  Massenaufstände wie  die  Intifadah,  Aktionen und Streiks  der
palästinensischen Arbeiterklasse wie gemeinsame Kämpfe israelischen und
palästinensischen anti-zionistischen AktivistInnen und Lohnabhängigen.

Vorstand  und  Fraktion  der  Linkspartei  geht  es  aber  längst  nicht  um
internationale Solidarität. Sie wollen vielmehr die Partei endgültig für eine
Regierungsbeteiligung auf Bundesebene empfehlen, indem sie sich zentrale
Prämissen der deutschen imperialistischen Außenpolitik zu eigen machen.
Dazu gehören Militäreinsätze der UNO, vielleicht auch der NATO, wenn die
UNO dabei ist – und die bedingungslose Unterstützung Israels.

Dies ist ein Einfallstor, die letzten verbliebenen Positionen und “Vorbehalte”
der LINKEN gegen offen pro-imperialistische Politik zu schleifen. Daher ist
die Solidarität mit den InternationalistInnen in derFraktion Pflicht.

Einfach  skandalös  aber  ist  dabei  wieder  einmal  das  Verhalten  der
„KommunistInnen“ um Sarah Wagenknecht, die den realen Konflikt – wie
schon früher jede ernsthafte Differenz in der Linkspartei – zugunsten von
„Neutralitätsbeschlüssen“ und des lieben Friedens Willen umgehen will. Ob
diesen GenossInnen das „kommunistische“ Gewissen fehlt, sei dahin gestellt;
dass ihnen der Arsch in der Hose fehlt, ist jedenfalls sicher.

Solidarität mit den Antiimperialisten
in der LINKEN bedeutet aber zugleich auch Kritik an deren Verhalten. So
war es sicher taktisch mindestens ungeschickt, vor der Abstimmung über
Gysis Antrag den Saal zu verlassen, anstatt dagegen zu stimmen, was u.U.
den Beschluss sogar verhindert hätte.

Das Argument, dass solcherart die bürgerlichen Medien und Parteien Futter
für  eine  weitere  Skandalisierung  der  Linkspartei  erhalten  hätten,  ist
kurzsichtig.  Der  rechte  Flügel  und große Teile  des  Zentrums der  Partei
wollen mit ihrer öffentlichen Denunziation der Linken das Kräftverhältnis



weiter  nach  rechts  verschieben.  Daher  ist  jedes  politische  Versteckspiel
aussichtslos und unsinnig.


